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17. Betriebliche Innovationsförderung - Einsparpotenzial bei 
Zuschüssen an Großunternehmen nutzen und Förder-
wirkungen besser erheben 

 
Zwischen 2014 und 2022 hat das Land etwa 40 Mio. € für die 
betriebliche Innovationsförderung bereitgestellt. Die Mittel  
flossen in die betriebliche Forschung und Entwicklung und in 
Prozess- und Organisationsinnovationen. 
 
Der LRH hat bei einigen gescheiterten Projekten festgestellt, 
dass offenkundige Risiken im Antragsverfahren nicht hin-
reichend berücksichtigt wurden. Daneben wurden Vorhaben von 
Großunternehmen unterstützt, deren Förderbedarf der LRH 
bezweifelt. Bei den geförderten Prozessinnovationen wurden 
meist gängige Verfahren statt der geforderten sprunghaften 
Neuerungen bezuschusst.  
 
Die wirtschaftlichen Effekte der Förderung waren schwer fass
bar, da keine umfassende Erfolgskontrolle stattgefunden hat. 
Auffällig ist: Die vom LRH geprüften Fälle hatten nur im Aus
nahmefall neue Patente zum Ergebnis. 
 
Der LRH empfiehlt, den Innovationscharakter und die Erfolgs
chancen der Projekte im Antragsverfahren strenger zu überprü
fen. Die Zuschüsse für Großunternehmen sollten eingeschränkt 
werden, nicht zuletzt aufgrund der seit 2020 vorhandenen För
dermöglichkeiten über die Forschungszulage des Bundes. 
Daneben muss bei allen Förderungen besser überprüft werden, 
ob die Innovationsziele nach Abschluss der Projekte erreicht 
werden. 

 
17.1 Umfangreiche Förderung für Produkt-, Prozess und Organisations-

innovationen 
 
Über die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
betrieblicher Forschung, Entwicklung und Innovation (BFEI-Richtlinie)1 
sowie die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
betrieblicher Prozess- und Organisationsinnovationen (POI-Richtlinie)2 
wurden zwischen 2014 und 2022 etwa 40 Mio. € bewilligt. 29 Mio. € der 

                                                      
1  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung betrieblicher Forschung, 

Entwicklung und Innovation (BFEI-Richtlinie) vom 30.11.2015, Amtsbl. Schl-H. 2015, 
S. 1420 ff. 

2  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung betrieblicher Prozess- und 
Organisationsinnovationen (POI-Richtlinie) vom 30.11.2015, Amtsbl. Schl.-H. 2015, 
S. 1426 ff. 
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Fördermittel stammten aus dem Europäischen Fonds für regionale Ent
wicklung (EFRE) und 11 Mio. € aus der hälftig von Bund und Land finan
zierten Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts
struktur“ (GRW). Abgewickelt wurden die Programme von der Wirtschafts-
förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH (WT.SH).  
 
Mit der BFEI-Richtlinie sollten Produktinnovationen sowie die Entwicklung 
neuer Verfahren und Dienstleistungen von Unternehmen aller Größen
klassen unterstützt werden. Der maximale Fördersatz lag in Abhängigkeit 
der Unternehmensgröße und der Forschungsintensität zwischen 25 und 
70 %. Von den gesamten Fördermitteln entfielen zwei Drittel auf Projekte 
der BFEI-Richtlinie. Das restliche Drittel wurde für Vorhaben der POI-
Richtlinie verwendet, über die Prozess- und Organisationsinnovationen 
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) bezuschusst wurden. Hier lag 
der maximale Fördersatz einheitlich bei 50 %.  
 

17.2 Förderungen nach der BFEI-Richtlinie 
 

17.2.1 Nicht alle Projekte waren förderwürdig 
 
Grundsätzlich hat die WT.SH die Fördermittel gemäß den formalen 
Zuwendungsvoraussetzungen bewilligt und deren Verwendung im Verfah
ren regelmäßig überprüft. Aus Sicht des LRH hat sie sich im Antragsver
fahren aber des Öfteren zu sehr auf die oft betont optimistischen Angaben 
der Zuwendungsempfänger verlassen. Dies betrifft den Innovationscharak
ter und die wirtschaftlichen Potenziale der insgesamt 85 Förderprojekte.  
 
Unter den 17 vom LRH geprüften Fällen waren einige, die nicht zum Erfolg 
geführt haben und bei denen bereits die Antragsunterlagen Zweifel an den 
Projektaussichten hätten auslösen müssen. Zu nennen ist beispielsweise 
ein Projekt, mit dem ein energieeffizientes Antriebssystem für Radlader 
entwickelt werden sollte. Angestrebt wurde, eine Höchstgeschwindigkeit 
von 100 km/h gegenüber den bisher gängigen maximal 40 km/h zu 
erreichen, was vor dem Hintergrund der technischen Gegebenheiten als 
wenig realistisch anzusehen ist. Eine kritische Auseinandersetzung mit 
derartig auffälligen Zielvorstellungen war den Bewilligungsunterlagen nicht 
zu entnehmen. Das Projekt wurde schließlich wegen technischer Schwie
rigkeiten vorzeitig beendet. Zu dem Zeitpunkt waren 252.388 € der 
ursprünglich bewilligten 480.583 € Fördermittel ausgezahlt. 
 
In einem weiteren Fall hatte das Mutterunternehmen des Zuwendungs
empfängers die finanzielle Unterstützung eines Innovationsprojekts  
aufgrund zu geringer wirtschaftlicher Erfolgsaussichten abgelehnt.  
Die WT.SH hinderte das nicht daran, den Antrag für das Vorhaben als  
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förderwürdig anzuerkennen und Mittel zu bewilligen. Auch dieses Projekt 
wurde nicht wie geplant zum Abschluss gebracht. Mangelnde Marktnach
frage und die schwierigen Bedingungen während der Corona-Pandemie 
wurden als Gründe aufgeführt. Aufgrund des Projektabbruchs wurden 
letztlich nur 14.050 € der bewilligten 214.155 € ausgezahlt.  
 
Der LRH ist sich bewusst, dass Innovationsprojekten die Gefahr des 
Scheiterns immanent ist. Er erwartet aber, dass im Bewilligungsprozess 
eine angemessene Risikoabwägung stattfindet und auch dokumentiert 
wird. Bei deutlichen Warnsignalen sind Anträge abzulehnen. 
 
Das Wirtschaftsministerium betont, dass die WT.SH vor jeder Bewilli
gung Recherchen zum Innovationspotenzial durchführe. Dies sei in der 
Vergangenheit nicht immer im erforderlichen Umfang dokumentiert wor
den. Es werde sichergestellt, dass Entscheidungen künftig nachvollziehbar 
und umfassender dokumentiert würden. Dabei sei es unausweichlich, dass 
auch risikoreiche Projekte unterstützt würden, sodass nicht jedes Vorha
ben zum gewünschten Ergebnis führe. Wären ausschließlich risikofreie 
Projekte förderfähig, bestünde keine Notwendigkeit staatlicher Förderung. 
 
Der LRH hat gegen eine Förderung risikobehafteter Projekte keine grund
sätzlichen Einwände. Im Antragsprozess sollten aber bei überwiegenden 
Zweifeln an den Realisierungschancen Förderungen auch abgelehnt wer
den. 
 

17.2.2 Zweifelhafte Wohltaten für Großunternehmen 
 
Bei Förderungen an Großunternehmen sollte besonders intensiv auf die 
Förderinhalte und den Innovationscharakter geachtet werden. In der Regel 
haben Großunternehmen einen besseren Zugang zu Finanzierungsmitteln 
als KMU und verfügen oftmals über gut ausgestattete Forschungs- und 
Entwicklungsabteilungen. Mittels Fördermitteln zusätzliche Anreize für ent
sprechende Ausgaben zu setzen, ist daher aus Sicht des LRH bei Unter
nehmen dieser Größenklasse weniger dringlich als bei KMU. 
 
Die Förderung aus der BFEI-Richtlinie hat dieser Tatsache aus Sicht des 
LRH nicht ausreichend Rechnung getragen. So wurden beispielsweise in 
2 Fällen Förderungen an Großunternehmen im Nachgang zu Gesprächen 
des Wirtschaftsministeriums mit den Unternehmensgeschäftsführungen in 
die Wege geleitet. Unterstützt durch die WT.SH wurden Projektanträge 
erarbeitet, um den Förderbedingungen der BFEI-Richtlinie zu entsprechen. 
Dabei spielte auch eine Rolle, dass anderweitige öffentliche Mittel nach 
den Förderregularien nicht bereitstanden. Einen besonderen und über die 
laufenden Entwicklungsarbeiten der jeweiligen Unternehmen hinausge
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henden Innovationscharakter der Projekte kann der LRH allerdings nicht 
erkennen.  
 
In einem dieser Fälle ist die Förderung nach Einschätzung des LRH 
zudem im Wesentlichen als eine Kompensation für die zuvor getroffene 
Standortentscheidung des Unternehmens anzusehen. Das Unternehmen 
hatte seinen Sitz nach Schleswig-Holstein verlegt. In der Folge wurde dem 
Unternehmen die letztlich bewilligte Fördersumme unverbindlich in Aus
sicht gestellt. Dies geschah, bevor der Förderantrag überhaupt in Ansät
zen ausgearbeitet war. Die später vorgebrachte Begründung für die För
dernotwendigkeit (Finanzbedarf aufgrund hoher Umzugskosten) überzeugt 
den LRH nicht. Sowohl vor als auch nach der Betriebsverlagerung konnte 
das Unternehmen einen Milliardenumsatz sowie Gewinne im dreistelligen 
Millionenbereich vorweisen. Die laufenden Entwicklungsarbeiten hätten 
somit auch problemlos ohne die gesonderte Förderung von 2 Mio. € 
geleistet werden können.  
 
Das Wirtschaftsministerium ist der Auffassung, dass eine Förderung von 
Großunternehmen weiterhin sinnvoll und in Teilbereichen sogar notwendig 
sei. Staatliche Unterstützung könne Großunternehmen dazu bewegen, 
auch in bahnbrechende aber risikoreiche Innovationen zu investieren. In 
bestimmten Schlüsselbereichen könne es im Interesse des Staates sein, 
Innovationen zu unterstützen, um die technologische Souveränität und 
internationale Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 
 
Der LRH kann die oben aufgeführten Gründe für Förderungen an Groß-
unternehmen im Grundsatz nachvollziehen. Er kann sie allerdings nicht mit 
den oben genannten Einzelfällen in Einklang bringen, da hier weder 
außergewöhnliche Neuerungen gefördert noch Investitionen in Schlüssel
technologien unterstützt wurden.  
 

17.2.3 Wirkungen der Förderung auf die Innovationskraft Schleswig-
Holsteins unklar 
 
Die wirtschaftlichen und innovationspolitischen Wirkungen der Förderung 
waren nur schwer fassbar. Für die Berichterstattungen gegenüber der 
EU-Kommission wurden zwar die neu geschaffenen Arbeitsplätze und neu 
eingestellten Wissenschaftler im Projekt abgefragt. Die von den Unter
nehmen gemachten Angaben waren aber teils widersprüchlich, wurden 
nicht überprüft und hatten im Hinblick auf die Innovationswirkungen auch 
nur eine geringe Aussagekraft. 
 
Daneben mussten die Unternehmen Verwertungsberichte an die WT.SH 
abgeben. Darin machten sie u. a. Angaben dazu, welchen Stellenwert das 
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Projekt für sie hatte und wie mit eventuellen Schutzrechten der Innovatio
nen umgegangen wurde. Diese Berichte wurden aber nicht aggregiert 
ausgewertet. So lagen beispielsweise keine Informationen darüber vor, in 
wie viel Prozent der Fälle erfolgreich ein neues Produkt am Markt platziert 
werden konnte oder wie viele Patente im Zuge der Förderung neu ange
meldet wurden. Der LRH hält dies für ein Versäumnis. Denn letztlich wur
den mit der Förderung genau solche Zielsetzungen wie die Einführung 
neuer Produkte oder die Erhöhung der als zu niedrig eingestuften Patent-
intensität der schleswig-holsteinischen Wirtschaft verfolgt.  
 
Bezüglich der 17 im Detail geprüften BFEI-Förderprojekte hat der LRH 
festgestellt, dass nur in 2 Fällen Patente angemeldet wurden. Dass offen
bar nur wenige schützenswerte Ergebnisse erzielt worden sind, relativiert 
aus Sicht des LRH die angestrebten Innovationswirkungen der Förderung. 
 
Das Wirtschaftsministerium verweist auf die Schwierigkeit, die Erfolge 
von Innovationsförderung anhand klassischer Kennziffern wie Umsatz- 
oder Arbeitsplatzzahlen zu messen. Gründe seien, dass die Innovationen 
oft erst langfristige Wirkungen erzielten und sie oft schwer quantifizierbare 
Folgeeffekte auslösten. Die Anzahl der Patente sage wenig über die tat
sächlichen Wirkungen und Erfolge einer Innovation aus. Das Thema solle 
im Rahmen der Programmevaluierungen des EFRE aufgegriffen werden. 
Es werde geprüft, ob die bei der WT.SH vorhandenen Informationen bes
ser ausgewertet werden könnten. 
 
Der LRH hält eine systematischere Analyse der Verwertungsberichte 
durch die WT.SH für einen notwendigen und gangbaren Weg, um zusätz-
liche Erkenntnisse zu den tatsächlichen Wirkungen der betrieblichen Inno
vationsförderung zu gewinnen.  
 

17.3 POI-Förderungen unterstützen zu oft Standardinstrumente statt ech
ter Neuerungen 
 
Durch die Förderung von Prozess- und Organisationsinnovationen sollten 
gemäß der POI-Richtlinie sprunghafte Leistungssteigerungen im Unter
nehmen ausgelöst werden. Einfache Ersatzinvestitionen bestehender 
Systeme sowie regelmäßige Veränderungen in der Unternehmenspraxis 
waren nicht förderfähig. Nach dem Prüfungseindruck des LRH kamen 
diese Vorgaben im Bewilligungsprozess nicht ausreichend zum Tragen. 
Stattdessen wurden gemäß den Förderakten überwiegend Projekte geför
dert, die die Optimierung vorhandener technischer Systeme und Verfahren 
beinhalteten. 
So wurden in einem Fall Notebooks und die eigene Entwicklung einer auf 
der Tabellenkalkulationssoftware Excel aufbauenden Applikation bezu
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schusst. Hierdurch sollte ein besserer Informationsaustausch mit Kunden, 
Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern gewährleistet werden. Der LRH 
erkennt hierin keine wesentliche Neuerung oder Innovation, die einer 
öffentlichen Unterstützung bedarf. Ähnliches gilt für Zuschüsse für die 
Anschaffung und Einrichtung von Systemen für das Customer Relationship 
Management (CRM) oder das Enterprise Resource Planning (ERP). Bei 
solchen zur Kundenpflege und Ressourcenplanung eingesetzten Syste
men handelt es sich mittlerweile um gängige betriebswirtschaftliche Instru-
mente. Diese sollten aus Sicht des LRH nicht als besondere Innovation mit 
dem Potenzial für sprunghafte Leistungssteigerungen gefördert werden. 
 
In 5 der im Detail geprüften 8 Förderfälle wurden zudem als Projekt-
bestandteil Notebooks und Tablets angeschafft und die Kosten im Wege 
der Abschreibung für Abnutzung berücksichtigt. Für den LRH handelt es 
sich hierbei um einfache Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen, die gemäß 
Richtlinie nicht förderfähig waren. 
 
Das Wirtschaftsministerium hält die POI-Förderung für notwendig, auch 
wenn die Projekte auf den ersten Blick eher als routinemäßige Anpassun
gen betrieblicher Abläufe wahrgenommen werden könnten. Es würden nur 
Anpassungen gefördert, die für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen unerlässlich seien. Der Innovationsbegriff der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) stufe außer
dem auch solche Tätigkeiten als Innovation ein, die nicht für den Markt, 
sehr wohl aber für das jeweilige Unternehmen neu seien. Prozess- und 
Organisationsinnovationen bereiteten oftmals den Boden für weiter-
führende technologische Neuerungen, weshalb die Förderung aus wirt-
schaftspolitischer Sicht gerechtfertigt sei. 
 
Der LRH hat die Förderprojekte an den Vorgaben der Förderrichtlinie 
gemessen und hält daher an seiner Einschätzung fest, dass die von ihm 
geprüften Projekte kaum das Potenzial für die gewünschten sprunghaften 
Leistungssteigerungen beinhalteten. Er gibt zu bedenken, dass eine allzu 
weiche Auslegung des Innovationsbegriffs in der Bewilligungspraxis die 
Gefahr der Beliebigkeit von Förderungen beinhaltet. 
 

17.4 Förderung zukünftig noch stärker auf kleine und mittlere Unterneh
men fokussieren und Innovationswirkungen besser erfassen 
 
Seit 2023 wird die betriebliche Innovationsförderung über eine gemein-
same Richtlinie für Produkt-, Organisations- und Prozessinnovationen 
abgewickelt. Die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur För
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derung von betrieblichen Innovationen (BIF-Richtlinie)1 fasst dabei im 
Wesentlichen die Tatbestände der bisherigen BFEI- und POI-Richtlinie in 
einem Umfang von 26 Mio. € bis Ende 2029 zusammen. 
 
Wie oben ausgeführt, sollten der Innovationscharakter und die Erfolgsaus
sichten beantragter Projekte im Bewilligungsverfahren künftig strenger 
überprüft werden. Daneben gibt der LRH im Hinblick auf die Richtlinien
vorgaben und die Erfolgskontrolle folgende Empfehlungen: 
 
• Unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten ist ein restriktiverer Umgang 

bei der Förderung von Großunternehmen geboten. Hierbei ist auch zu 
berücksichtigen, dass Unternehmen aller Größenklassen seit 2020 
Anspruch auf die Forschungszulage des Bundes haben.2 Mit der For-
schungszulage können Großunternehmen für Projekte der sogenann-
ten experimentellen Entwicklung sowie der industriellen Forschung3  
eine Gutschrift von jeweils 25 % der förderfähigen Kosten im Zuge der 
Festsetzung der Einkommen- oder Körperschaftssteuer erhalten. Fällt 
die Steuerlast niedriger aus als der Förderanspruch, wird die Differenz 
ans Unternehmen ausgezahlt. Abgesehen von leichten Unterschieden 
bei der Bemessungsgrundlage der förderfähigen Kosten erhalten Groß-
unternehmen für Projekte der experimentellen Entwicklung über die 
Forschungszulage den gleichen Fördersatz wie bei der Landes-
förderung über die BIF-Richtlinie. Lediglich bei Projekten der indus-
triellen Forschung bietet die Landesförderung mit einem Satz von bis 
zu 50 % damit nennenswerte Vorteile. Sofern nicht in Gänze auf die 
Landesförderung von Großunternehmen verzichtet werden soll, plädiert 
der LRH dafür, diese zumindest auf Projekte industrieller Forschung zu 
beschränken. Für die anderen Projekte könnte auf die Forschungszu-
lage verwiesen werden. Entsprechend könnten die EFRE- und GRW-
Mittel des Landes geschont und für andere Maßnahmen eingesetzt 
werden. Darüber hinaus geben die neuen Fördermöglichkeiten der 
Forschungszulage aus Sicht des LRH Anlass, Umfang und Bedarf der 
betrieblichen Innovationsförderung des Landes grundsätzlich zu hinter
fragen. 
 

                                                      
1  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von betrieblichen 

Innovationen (BIF-Richtlinie) vom 18.11.2022, Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 1722 ff., geän
dert am 01.12.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 3002 ff. 

2  §§ 1 ff. des Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung (For
schungszulagengesetz) vom 14. 12.2019 (BGBl. I 2019 S. 2763) zuletzt geändert am 
27.03.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 108). 

3  Bei der experimentellen Entwicklung und der industriellen Forschung handelt es sich um 
Definitionen für Forschungskategorien, auf deren Grundlage u. a. im EU-Beihilferecht die 
maximal zulässigen Fördersätze festgelegt werden. Projekte der experimentellen Ent
wicklung sind weniger forschungsintensiv als solche der industriellen Forschung, weshalb 
die maximal zulässigen Fördersätze entsprechend niedriger ausfallen. 
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• Es sollten aussagekräftige Indikatoren zu den Innovationserfolgen 
erhoben werden. Nur so lässt sich einschätzen, ob mit dem Programm 
die wesentlichen Förderziele erreicht werden. Beispielsweise soll die 
Förderung dazu beitragen, neue Produkte auf den Markt zu bringen 
sowie die geringe Patentintensität der Wirtschaft in Schleswig-Holstein 
zu erhöhen. Von daher ist es geboten, die Anzahl der im Zusammen
hang mit den Förderprojekten erfolgreich am Markt platzierten Produkte 
sowie der angemeldeten Patente zu ermitteln. 
 

• Angesichts der Prüfungserkenntnisse zu den geförderten Prozess- und 
Organisationsinnovationen hat der LRH Zweifel, dass mit den Förde
rungen nennenswerte wirtschaftliche Wirkungen erzielt werden. Ohne 
eine stringentere Bewilligungspraxis drohen weiterhin Zuschüsse für 
die routinemäßige Anpassung betrieblicher Abläufe zu fließen. Grund
stürzende Neuerungen zur Verbesserung der unternehmerischen 
Wettbewerbsfähigkeit lassen sich so nicht initiieren. Notwendigkeit und 
Förderbedingungen der Zuschüsse für Prozess- und Organisations-
innovationen sollten vor diesem Hintergrund überdacht werden. 

 
Das Wirtschaftsministerium betont, dass die betriebliche Innovationsför
derung bereits jetzt vorrangig auf die Unterstützung von KMU ausgerichtet 
sei. Um diesen Schwerpunkt zu stärken, sei in der BIF-Richtlinie ein 
zusätzliches, niedrigschwelliges Modul eingeführt worden. Die Förderung 
von Großunternehmen spiele lediglich eine untergeordnete Rolle. Um 
sicherzustellen, dass die Förderung weiterhin zielgerichtet und angemes
sen bleibe, werde sich das Fachreferat intensiv mit der Thematik ausei
nandersetzen und die bestehenden Fördervoraussetzungen für Groß-
unternehmen prüfen. Es werde untersuchen, ob weitere Kriterien oder 
Voraussetzungen eingeführt werden könnten und ob die Forschungs-
zulage als ergänzendes Instrument eingesetzt werden könne. 
 
An der Förderung von Prozess- und Organisationsinnovationen will das 
Wirtschaftsministerium festhalten. Um eine höhere Antragsqualität zu 
erreichen, habe es aber die Mindesthöhe der zuwendungsfähigen Kosten 
Anfang des Jahres auf 100.000 € erhöht. 
 
Der LRH unterstützt das Wirtschaftsministerium darin, die Kriterien für die 
Förderung von Großunternehmen anzupassen und bekräftigt seinen Vor
schlag, sie für Projekte experimenteller Entwicklung abzuschaffen. 
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